
In den Wochen vor Ostern 
verbringe ich viel Zeit in Berlin. In 
den Sitzungswochen des Bundes-
tages haben wir dabei zum Beispiel 
die Frauenquote und die Mietpreis-
bremse verabschiedet - wichtige 
sozialdemokratische Projekte, auf 
die ich stolz bin. Aber auch die zu 
Recht umstrittene PKW-Maut hat in 
dieser Zeit das Parlament passiert 
(siehe links).

In der Heimat geht es derweil darum, 
die Aufnahme von Menschen, die 
vor Verfolgung fliehen, voranzubrin-
gen und rassistischer Hetze eine 
klare Absage zu erteilen. Das war 
die Botschaft der Demo für Toleranz 
am 21. März in Oldenburg, an der 
ich mich selbstverständlich beteiligt 
habe (siehe Bild).

In diesem Sinne wünsche ich euch 
allen frohe Ostern und ein paar 
erholsame Tage!

„Kein Gesetz 
darf unserer 

Heimat  
schaden!“
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KEIN JA ZUR  
PKW-MAUT 

dass viele nun zu Hause bleiben 
und es zu Umsatzeinbußen bei 
Handel, Gewerbe oder Dienst-
leistern kommt.

Deshalb habe ich Bundes-
verkehrsminister Dobrindt im 
Vorfeld der Abstimmung schrift-
lich um Auskunft gebeten, ob 
negative wirtschaftliche Auswir-
kungen in Regionen wie Olden-
burg ausgeschlossen werden 
können. Im Antwortschreiben 
seines Ministeriums blieb diese 
Frage gänzlich unbeantwortet.

Erst die inhaltlichen Verbesse-
rungen der SPD-Verkehrspoli-
tiker haben es mir überhaupt 
ermöglicht, mich zu enthalten. 
Sie haben dafür gesorgt, dass 
nun eine Überprüfung der 
Auswirkungen nach zwei Jahren 
und eine Verbesserung beim 
Datenschutz im Gesetz stehen.

Nach zähem Ringen hat sich 
die Große Koalition in Berlin auf 
einen Gesetzentwurf zur PKW-
Maut verständigt und diesen 
am 27.03.2015 beschlossen. 
Dabei gab es in den Reihen der 
SPD - im Gegensatz zur CDU - 
Enthaltungen und Gegenstim-
men. Ich selbst habe mich bei 
dieser Abstimmung enthalten 
und der Maut so die Zustim-
mung verweigert.

Zwar gilt auch für mich, dass 
man in einer Koalition Kompro-
misse machen muss. Aber 
einem Gesetz, das unserer 
Heimat potenziell schadet, kann 
und werde ich nicht zustimmen. 
Gerade Oldenburg profitiert 
von Gästen aus den Nieder-
landen, die zu einer Tagestour 
die Einkaufs- und Erholungs-
möglichkeiten bei uns nutzen. 
Ich habe weiterhin die Sorge, 

Warum ich mich enthalten habe



Fakt: Wenn Arbeitnehmer mehr 
Geld in der Tasche haben, ist das 
gut für die Wirtschaft. Denn so 
wird die Binnennachfrage ange-
kurbelt – und zugleich das deut-
sche Ungleichgewicht zwischen 
Import und Export verringert, das 
viele unserer europäischen Nach-
barn kritisch sehen.
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Mythos 1: „Der Mindestlohn ist 
ein Bürokratie-Monster.“

Fakt: Mit dem Mindestlohngesetz 
müssen Arbeitgeber bei Monats-
gehältern unter 2.958 Euro die 
tatsächliche Arbeitszeit der Be-
schäftigten aufzeichnen, um Um-
gehungen auszuschließen - zum 
Beispiel, indem mehr Stunden 
gearbeitet werden, als im Arbeits-
vertrag stehen. Das gilt für beson-
ders von Schwarzarbeit betroffene 
Branchen – wie Bau oder Fleisch-
wirtschaft – und für geringfügig 
Beschäftigte. Für letztere aber war 
die Aufzeichnung ohnehin schon 
Pflicht. Zudem kann die Dokumen-
tation formlos erfolgen und auch 
von den Arbeitnehmern selbst 
übernommen werden.

Mythos 2: „Der Mindestlohn kos-
tet Arbeitsplätze.“

Fakt: Zahlreiche europäische Län-
der und die Vereinigten Staaten 
haben seit Jahren einen Mindest-
lohn. Studien zu Erwerbslosenzah-
len kommen zu widersprüchlichen 
Ergebnissen, da der Arbeitsmarkt 
komplex und die Auswirkung ei-
nes Mindestlohns wissenschaftlich 
schwer zu isolieren ist. Davon ab-
gesehen: Wer Hungerlöhne zahlt, 
zwingt Arbeitnehmer oft, mit Hartz 
IV aufzustocken – und wälzt so sei-
ne eigenen Produktionskosten auf 
die Allgemeinheit ab. Damit ist 
nun Schluss.

Mythos 3: „Der Mindestlohn scha-
det der deutschen Wirtschaft.“

Wenn man dem „FOCUS“ glaubt, 
gehöre ich einer Gruppe von Rebel-
len in der SPD-Bundestagsfraktion 
an. Ganz so weit wie im Artikel 
„Sigmar Gabriel und die Wilde 14“ 
würde ich allerdings nicht gehen. 
Vielmehr treffen wir uns seit einiger 
Zeit in einer Gruppe von jüngeren 
SPD-Abgeordneten, um Themen 
einmal aus einer anderen Perspek-
tive zu besprechen. Neben mir sind 
aus Niedersachsen Landesgrup-
pensprecher Lars Klingbeil und 
Christina Jantz aus Schwanewede 
mit dabei. Uns geht es hauptsäch-
lich darum, moderne und frische 
Themen in unseren politischen 
Diskussionen und Aktivitäten zu 
festigen: Gesunde Ernährung, 
Verbraucherschutz und Work-Life-
Balance sind einige davon.

Unsere SPD war immer die Partei 
des Fortschritts und der Weitsicht. 
Rebellieren dürfen gerne andere. 

Aber die Themen des heutigen 
Alltags, Themen die viele bewe-

DIE „WILDE 14“ IM BUNDESTAG
gen und beschäftigen, im Parla-
ment voranzubringen, ist meines 
Erachtens Aufgabe eines Politikers 
von heute. Moderne sozialdemo-

kratische Politik für eine moderne 
Gesellschaft, in der es fair zugeht 
- das ist die „Wilde 14“ im Deut-
schen Bundestag tatsächlich.

Faktencheck zur Lohnuntergrenze
MINDESTLOHN-MYTHEN

Dr. Klaus-Uwe Gerhardt  / pixelio.de
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Junge Abgeordnete schauen über den Tellerrand



DENNIS ROHDE
MITGLIED DES DEUTSCHEN BUNDESTAGES

   7. März - Zusammen mit meinen Kolleginnen und 
Kollegen des Kreisvorstandes der SPD Ammerland bei 
der Klausurtagung in Rastede.

   19. März - Besuch einer Gruppe von Schülerinnen 
und Schülern von der Oberschule Alexanderstraße aus 
Oldenburg in Berlin.

  10. März - Gespräch mit dem Geschäftsführer des 
Maschinenbauunternehmens Herzog in Oldenburg, 
Herrn Horn.

   10. März - Führung beim Anlagenbauunternehmen 
AMF Bruns in Apen und Gespräch mit der Geschäfts-
führung, dem Betriebsrat und Bürgermeister Huber.

   12. März - Zusammen mit Ulf Prange MdL, Bernd 
Bischoff und Gero Lüers beim Oldenburger Abend 
der SPD zum Thema Mindestlohn und Werkverträge. 

   26. März - Besuch meiner  Ammerländer Kreistags-
kolleginnen und -kollegen im Deutschen Bundestag 
im Rahmen einer Berlinfahrt der SPD-Kreistagsfraktion.

   11. März - Informationsgespräch beim Vorstand des 
Wohnmix – Gemeinsam Leben an der Weitzstraße e.V. 
über alternative Wohnformen.  

    4. März - Kurzes Gespräch auf der Reichtagskuppel 
mit Schülerinnen und Schülern der Oberschule aus 
meiner Heimatgemeinde Wiefelstede. 
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Die Enthüllungen von Edward 
Snowden haben schockierende 
Ausspähungen durch ausländi-
sche Geheimdienste in Deutsch-
land ans Licht gebracht und viele 
Fragen aufgeworfen.

Wurden und werden wir alle abge-
hört? Was ist eigentlich die Aufga-
be der Geheimdienste? Wie viel 
war bekannt? Lesen sogar private 
Unternehmen wie Google, Face-
book und Co. meine E-Mails? 
 
Zur Klärung dieser und weiterer 
Fragen diskutiere ich am 15. Ap-
ril 2015 um 18.00 Uhr im „OLs 
Brauhaus“ (Stau 25, 26122 Ol-
denburg) mit meiner Kollegin  
Susanne Mittag MdB. Sie trägt 
im Untersuchungsausschuss des 
Bundestages zur Aufklärung der 

DIE NSA-AFFÄRE

Affäre bei und wird uns einen 
Einblick in die Debatten und 
einen Ausblick auf die Fol-
gen des Skandals gewähren. 
 
Anmeldungen nimmt mein 
Wahlkreisbüro entgegen.

Diskussion am 15. April 2015 zum  
Abhörskandal in Deutschland

Im Januar hatte es SPD-Frakti-
onschef Thomas Oppermann in 
Aussicht gestellt, am 18.03.2015 
hat das Bundeskabinett den 
Gesetzentwurf zur Förderung 
von Investitionen finanzschwa-
cher Kommunen beschlossen. Zur 
Förderung und Entlastung der 
Kommunen werden zusätzlich 5 
Mrd. Euro zur Verfügung gestellt. 
Davon entfallen 3,5 Mrd. Euro auf 
den neuen Kommunalinvestiti-
onsförderungsfonds zur Stärkung 
der Investitionen der finanzschwa-
chen Kommunen. Für Nieder-
sachsen bedeutet das konkret, 
dass davon ein Anteil von rund 
9,3 Prozent (rund 327 Millionen 
Euro) allein über den Sonderfond 
in finanzschwache Kommunen 
fließen. Wohin genau, wird das 
niedersächsische Landeskabinett 

MEHR GELD FÜR DIE 
KOMMUNEN

Im vergangenen Jahr hat die Terrormi-
liz „Islamischer Staat“ im Nordirak und 
in Syrien eine brutale Gewaltherrschaft 
errichtet. Wer entkommt, der flieht oft 
in andere Staaten – auch nach Deutsch-
land. Für diese Menschen ein sicheres 
Zuhause zu schaffen, geht uns alle an.

Am 26. Juni 2015 veranstalte ich dazu 
eine öffentliche Podiumsdiskussion mit 
Niels Annen MdB, dem außenpoliti-
schen Sprecher der SPD im Bundestag, 
und Ulf  Prange MdL (Oldenburg Mitte 
/ Süd) sowie weiteren Verantwortlichen 
aus Politik und Zivilgesellschaft. 

Eine offizielle Einladung wird noch 
rechtzeitig versandt.

VORANKÜNDIGUNG:

entscheiden. Spielräume 
im Haushalt, die durch die 
finanzielle Konsolidierung in 
den letzten Jahren erarbeitet 
wurden, werden damit vorran-
gig zur Stärkung der öffentli-
chen Investitionen genutzt.

lichtkunst.73  / pixelio.de

VERANSTALTUNG 
FLÜCHTLINGE

  Joerg Trampert  / pixelio.de


